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Analysen & Argumente

Zum Mitnehmen

�� Gemessen an der Bevölkerungsgröße nahm Schweden 2014 europaweit die meisten Asylbewerber auf. 
Wegen des großen Andrangs von Flüchtlingen wurde die jahrelang großzügige Asylpolitik teilweise revidiert 
und die Integrationspolitik intensiviert. Die Wirkungen sind offen. 

�� Integration ist eine Querschnittsaufgabe unter der Federführung des Arbeitsmarktministeriums. Die Durch-
führung liegt vornehmlich bei der Arbeitsagentur und den Kommunen.

�� Der Erfolg wird an konkreten Parametern wie Erwerbstätigkeit, Wohnraum, Grad der Segregation, Spracher-
werb und Bezug von Sozialleistungen gemessen, Bekenntnisse zur Wertegemeinschaft gehören nicht dazu. 

�� Um die schleppende Arbeitsmarktintegration zu verbessern, sollen Qualifikationen frühzeitig erfasst und 
„Schnellspuren“ in den Arbeitsmarkt eingerichtet werden. 

�� Die Konkurrenz um den Zugang zu bezahlbarem Wohnraum birgt Risiken für die Akzeptanz der Zuwanderer 
bei der einheimischen Bevölkerung.

�� Politische Partizipation und Einbürgerung sind großzügig geregelt.

�� In der pragmatischen Integrationspolitik werden die Folgen einer unklaren Bleibeperspektive, die Infrage-
stellung des Familiennachzugs und die schnelle Gewährung der Staatsbürgerschaft diskutiert.  

Bernd Parusel

Integrationspolitik in Schweden 

PERSPEKTIVEN DER INTEGRATIONSPOLITIK
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Einleitung: Einwanderungsland Schweden

Seit einigen Jahren ist Schweden eines der wichtigsten Einwanderungsländer inner-
halb der EU. Das gilt insbesondere für die Immigration von Schutzsuchenden und 
von Familienangehörigen bereits in Schweden lebender Einwanderer. 2014 war es 
das EU-Land, das gemessen an seiner Bevölkerungsgröße (9,8 Millionen) die meis-
ten Asylbewerber aufnahm, rund 81.000. 2015 stiegen die Zahlen des Vorjahres im 
Zuge der massiven Flüchtlingskrise im Nahen und Mittleren Osten noch einmal 
deutlich an: Schweden registrierte knapp 163.000 Anträge auf Asyl. 

Neben Schutzsuchenden und nachziehenden Familienangehörigen kommen viele 
Migranten auch als Arbeitskräfte im Rahmen des liberalen schwedischen Systems 
für Erwerbsmigration ins Land:1 als internationale Studenten, Au-pairs oder auch 
selbständige Unternehmer (siehe dazu Tabelle 1). Insgesamt erhielten im Jahr 2014 
über 103.000 Menschen aus Nicht-EU-Staaten einen rechtmäßigen Aufenthalt in 
Schweden: Im Jahr 2015 waren es über 106.000 – ein Rekordwert.2 Aktuell sind 
16,5 Prozent aller Einwohner Schwedens außerhalb des Landes geboren. Vor 15 
Jahren waren es nur rund 11 Prozent.3

Tabelle 1: Zuwanderung nach Schweden 2010 - 2015

2010 2011 2012 2013 2014 2015

Familiäre Gründe 30.287 32.469 41.156 40.026 42.435 43.414

Flüchtlinge/Schutzbedürftige 11.821 12.334 16.943 28.438 35.020 36.462

Erwerbstätigkeit 16.373 17.877 19.936 19.292 15.872 16.975

Studium und Ausbildung 14.188 6.836 7.092 7.559 9.267 9.410

Andere Gründe 309 392 462 560 622 935

Insgesamt 72.978 69.908 85.589 95.875 103.216 106.444

Quelle: Schwedisches Migrationsamt (Migrationsverket). Zuwanderung berechnet anhand erteilter Aufent-
haltserlaubnisse (ohne EU-Bürger und deren Angehörige).

Die schwedische Migrations- und Integrationspolitik wird international oft als pro-
gressiv und ambitioniert wahrgenommen.4 Und obwohl die Herausforderungen groß 
sind – es mangelt an bezahlbaren Mietwohnungen und die Arbeitsmarktintegration 
neu zuziehender Flüchtlinge verläuft schleppend – bekennt sich die Regierung zu 
einer positiven Sicht auf Migration. Dies gilt nicht nur für die gegenwärtige Minder-
heitsregierung aus Sozialdemokraten und Grünen unter Ministerpräsident Stefan 
Löfven, sondern war auch schon unter der von vier bürgerlichen Parteien getrage-
nen Regierung des früheren Premiers Fredrik Reinfeldt so. „Die grundlegende Vision 
der Regierung ist, dass Einwanderung hilft, die schwedische Gesellschaft, den 
Arbeitsmarkt und die Wirtschaft zu revitalisieren. Einwanderer bringen neues Wis-
sen und neue Erfahrungen aus ihren Herkunftsländern mit“, heißt es in einem “Fact 
Sheet” der Regierung vom August 2014.5 Auf der Internetseite der Regierung ist 
außerdem zu lesen, man ziele darauf ab, eine „langfristige und nachhaltige Migrati-
onspolitik“ aufrecht zu erhalten, mit der „das Recht auf Asyl gewahrt wird und im 
Rahmen einer gesteuerten Migration die grenzüberschreitende Mobilität erleichtert, 
bedarfsorientierte Arbeitsmigration gefördert, die positiven Effekte von Migration für 
Entwicklung verstärkt und die europäische und internationale Kooperation vertieft 
werden sollen.“6 
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Nichtsdestotrotz vollzog Schweden im Herbst 2015 in der Asylpolitik eine drastische 
Kehrtwende. Angesichts massiver Engpässe bei der Registrierung, Unterbringung 
und Versorgung der immer zahlreicher ins Land kommenden Asylsuchenden kündig-
te die Regierung im Oktober und November 2015 in zwei Schritten einen Katalog 
von Maßnahmen an, mit dem der Asylbewerberzuzug drastisch gesenkt werden soll. 
Seit Juli 2016 erhalten Schutzberechtigte statt unbefristeter künftig nur noch befris-
tete Aufenthaltserlaubnisse, und der Nachzug von Familienangehörigen wird 
erschwert.7 Diese Praxis soll drei Jahre lang gelten, danach will Schweden zu den 
früheren Regelungen zurückkehren. 

Des Weiteren haben abgelehnte Asylbewerber, die nicht freiwillig ausreisen, seit 
Juni 2016 keinen Anspruch mehr auf soziale Versorgung und eine von der Migrati-
onsbehörde gestellte Unterkunft. Bereits seit Januar 2016 dürfen Fähr-, Bus- und 
Bahnunternehmen keine Passagiere mehr aus Deutschland oder Dänemark nach 
Schweden bringen, die keine Identitätsnachweise haben. Zudem wurden vorüber-
gehende Grenzkontrollen durch Zoll und Polizei eingeführt und seither mehrfach 
verlängert.8

Grafik 1: Asylanträge in Schweden, 2006 - 2015

Quelle: Schwedisches Migrationsamt (Migrationsverket)

Im Folgenden soll dargelegt werden, wie die zuständigen staatlichen und nicht-
staatlichen Akteure in Schweden die zahlreichen Neuankömmlinge versuchen zu 
integrieren, welche Integrationsangebote sich bewährt haben und welche Heraus-
forderungen es gibt. 
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Die schwedische Integrationspolitik im Überblick

Im Jahr 2010 wurde mit dem sogenannten „Etablierungsgesetz“9 die grundsätzliche 
Zuständigkeit für die Integration von Neuzuwanderern von den schwedischen Kom-
munen an eine zentrale Behörde, die Arbeitsmarktagentur Arbetsförmedlingen, 
überführt und damit reformiert. Die übergreifende politische Zuständigkeit für Inte-
grationsfragen liegt seither bei der Regierung in Stockholm. Seit dem Amtsantritt 
der gegenwärtigen Minderheitsregierung von Sozialdemokraten und Umweltpartei 
(Grüne) hat Schweden keinen Minister für Integration mehr, vielmehr werden Integ-
rationsfragen als eine Querschnittsaufgabe verstanden, zu der alle Ressorts beitra-
gen sollen. Die Federführung liegt beim Arbeitsmarktministerium. Vor Ort leisten die 
290 schwedischen Kommunen (Gemeinden) einen Großteil der Integrationsarbeit, 
unterstützt von privaten Akteuren und nichtstaatlichen Organisationen wie dem 
Roten Kreuz. Die in Deutschland wichtige Rolle von Wohlfahrtsverbänden fehlt in 
Schweden weitgehend. 

Im öffentlichen Diskurs wird die Integration von Zuwanderern zumeist anhand 
konkreter, messbarer Erfolge und Misserfolge abgehandelt. Die Zustimmung zu 
bestimmten Werten der schwedischen Gesellschaft, wie sie in anderen Ländern in 
Integrationsverträgen oder symbolischen Bekenntnissen zur Nationszugehörigkeit 
im Rahmen von Einbürgerungszeremonien zum Ausdruck kommen, wird in 
Schweden bislang nicht vorausgesetzt. Vielmehr stehen Fragen der Beschäftigung 
(Erwerbstätigkeitsquoten von im Ausland geborenen Einwohnern, verglichen mit in 
Schweden geborenen Personen), der Zugang zu Wohnraum, Segregation, Sprach
erwerb oder auch der Bezug von Sozialleistungen im Vordergrund der politischen 
und medialen Diskussion. Obgleich der schwedische Wohlfahrtsstaat heute stark 
dereguliert ist und freien Handel, Marktwirtschaft und Konkurrenz zwischen staat-
lichen und privaten Akteuren befürwortet und dabei – anders als früher – auch eine 
wachsende Einkommensungleichheit in Kauf nimmt, verfügt Schweden immer noch 
über einen vergleichsweise großen öffentlichen Sektor, der auch umfassende soziale 
Sicherungssysteme und, für bestimmte Bedarfsgruppen, staatlich subventionierte 
Beschäftigungen bietet. Sozialstaatliche Leistungen stehen bislang allen registrier-
ten Einwohnern offen, unabhängig von ihrer Nationalität. Gleichberechtigung, Soli-
darität, Kooperation und Konsens sind Kernbestandteile dieses Systems. Ein Grund-
prinzip der Sozialstaatlichkeit ist auch, dass jeder, der sich ein Jahr oder länger 
legal im Land aufhält, oder von dem angenommen wird, dass er sich so lange auf-
halten wird, über die gleichen sozialen Rechte und Ansprüche verfügt, wie alle 
anderen Einwohner. Dies bedeutet, dass nur Migranten mit Kurzaufenthalten (etwa 
ausländische Studierende, Besucher mit Kurzzeitvisa, Saisonarbeitskräfte oder auch 
Asylbewerber, so lange ihr Anspruch auf Schutz nicht geprüft ist) aus der wohl-
fahrtsstaatlichen Gemeinschaft ausgeschlossen sind.

Das 2010 beschlossene Etablierungsgesetz umfasst Integrationsmaßnahmen für 
Neuzuwanderer im Erwerbsalter (20 bis 64 Jahre), die nach einem Asylverfahren 
eine Aufenthaltserlaubnis als Schutzberechtigte (Flüchtlinge oder subsidiär Schutz-
berechtigte) bekommen haben. Daneben sind auch allein einreisende junge Erwach-
sene ohne Eltern, die 18 oder 19 Jahre alt sind, nach Erhalt eines Schutzstatus, 
inbegriffen. Eine weitere Gruppe sind Familienmitglieder, die innerhalb von zwei Jah-
ren den Nachzug zu einem nach Schweden eingewanderten Migranten beantragt 
haben. 
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Instrumente der Integrationspolitik 

Kernelement des Etablierungsgesetzes ist der sogenannte „Etablierungs-“ oder 
„Integrationsplan“, eine individuell angepasste Vereinbarung, auf den die Zielgruppe 
Anspruch hat. Anerkannte Asylbewerber bekommen so schnell wie möglich nach 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis einen Termin bei der nächstgelegenen Zweig-
stelle der Arbeitsagentur für ein Integrationsgespräch. Dabei wird anhand der 
persönlichen Fähigkeiten und Wünsche der Betroffenen ein individueller Integrati-
onsplan erarbeitet. Dieser Plan sieht normalerweise Aktivitäten im Umfang von 
40 Wochenstunden (Vollzeit) vor, verteilt auf zwei Jahre. Kernbestandteile sind der 
Besuch des Sprachkurses ”Schwedisch für Einwanderer“ (SFI), kürzere Kurse in 
Gesellschaftskunde, arbeitsvorbereitende Maßnahmen wie beispielsweise Praktika 
und Probeanstellungen, oder auch die Teilnahme an staatlich subventionierten, 
arbeitsmarktpolitischen Programmen. Daneben kann die Arbeitsagentur auch Bera-
tung hinsichtlich der Anerkennung ausländischer Qualifikationen oder Zeugnisse 
leisten und Neuzuwanderer an die je nach Berufszweig dafür zuständigen Stellen 
verweisen. Für die Validierung sind verschiedene Stellen verantwortlich – für 
Gesundheits- und Pflegeberufe etwa das Zentralamt für Gesundheits- und Sozialwe-
sen Socialstyrelsen.

Die SFI-Kurse werden von den Gemeinden angeboten und sollen grundlegende 
sprachliche Voraussetzungen für den Alltag in Schweden sowie für eine aktive Teil-
nahme am gesellschaftlichen Leben und in der Arbeitswelt vermitteln. Bei erfolg-
reicher Absolvierung des Kurses wird ein Zeugnis ausgestellt. Die Kurse sind wenn 
möglich so flexibel gestaltet, dass Teilnehmer nebenbei in Teilzeit arbeiten oder 
parallel andere Kurse oder Lehrgänge besuchen können. Zudem werden sie sowohl 
tagsüber als auch in den Abendstunden angeboten.10 Tageskurse umfassen zumeist 
15 bis 20 Unterrichtsstunden pro Woche; Abendkurse sechs Wochenstunden. 

Neben allgemeinen Sprachkursen gibt es mancherorts auch SFI-Kurse für spezielle 
Zielgruppen, etwa für Akademiker oder in Kombination mit einer berufspraktischen 
Ausbildung. In der Region Stockholm gibt es beispielsweise berufspraktische Kurse 
für medizinische Berufe, Ausbildungsberufe, Busfahrer, LKW-Fahrer, Handwerksbe-
rufe, IT-Berufe, Ökonomen, Rechtsanwälte, Sozialwissenschaftler und selbständige 
Unternehmer. Neben der Sprache werden Informationen über die Organisation und 
Funktionsweise von Berufsfeldern in Schweden und deren Arbeitsmarktpotentiale 
vermittelt. Bei akademisch ausgerichteten SFI-Kursen geht es darum, die Teilneh-
mer auf ein späteres Hochschulstudium vorzubereiten. Die anderen Kernbestandtei-
le des Integrationsplans, insbesondere die Gesellschaftskunde und arbeitsvorberei-
tende Maßnahmen, werden von der Arbeitsagentur meist über Ausschreibungen 
eingekauft und den Neuzuwanderern angeboten. 

An SFI-Kursen, Gesellschaftskunde und an arbeitsvorbereitenden Maßnahmen kön-
nen auch Migranten teilnehmen, die keinen Anspruch auf einen Integrationsplan 
haben, sofern sie als arbeitssuchend gemeldet sind. Dies können beispielsweise 
Personen sein, die im Rahmen des Familien- oder Ehegattennachzugs nach Schwe-
den kommen, wenn die Person, zu der sie ziehen, schon länger als zwei Jahre in 
Schweden lebt. 

Während der Dauer eines Vollzeit-Integrationsplans haben die Teilnehmer Anspruch 
auf soziale Versorgung in Höhe von rund 300 Schwedischen Kronen (rund 33 Euro) 
pro Tag (Montag bis Freitag). Ergänzende Leistungen für Mietzahlungen können 
gewährt werden, wenn Einwanderer ungewöhnlich hohe Mieten zahlen müssen. 
Außerdem gibt es Sonderzahlungen für Familien mit Kindern. Die Integrations-
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zahlung kann nicht mit anderen Sozialleistungen, etwa Krankengeld oder Eltern-
geld, kombiniert werden. Wenn Einwanderer nicht an allen Bestandteilen des Integ-
rationsplans teilnehmen, werden die Leistungen entsprechend gekürzt. Viele 
Teilnehmer sprechen von der Integrationsleistung im Alltagssprachgebrauch als 
ihrem „Lohn“ oder „Gehalt“. Der Bezug von Integrationsleistungen ist attraktiv, da 
sie höher liegen als die Sozialhilfe. Insofern bestehen finanzielle Anreize für die Teil-
nahme. Sanktionen im Fall der Nichtteilnahme (etwa ein Entzug oder eine Befris-
tung des Aufenthaltsrechts oder die Verweigerung einer späteren Einbürgerung) 
gibt es abgesehen von der Leistungskürzung bzw. dem Wegfall der Leistungen 
nicht. 

Neben der Erstellung und Umsetzung der Integrationspläne hat die Arbeitsagentur 
den Auftrag, anerkannten Schutzberechtigten bei der Wohnungssuche zu helfen. So 
weit möglich wird versucht, die Schutzberechtigten in Regionen anzusiedeln, in 
denen ein Bedarf an ihren jeweiligen beruflichen Profilen besteht. Jeder Anerkannte 
hat ein Recht auf ein konkretes Ansiedlungsangebot. Wird es ausgeschlagen, endet 
die Zuständigkeit der Arbeitsagentur, und die betreffenden Personen müssen sich 
selbst Wohnraum suchen. Seit März 2016 gilt in Schweden ein obligatorischer Ver-
teilungsmechanismus für anerkannte Schutzberechtigte, mit dem allzu große regio-
nale Ungleichheiten bei der Ansiedlung von Neuzuwanderern vermieden werden sol-
len. Jede Gemeinde ist seither verpflichtet, anerkannte Schutzberechtigte 
anzusiedeln, wobei auf die Gegebenheiten des jeweiligen lokalen Arbeitsmarktes 
und die Größe der Gemeinde Rücksichtig genommen wird. Auch fliesst in die 
Berechnung der von jeder Kommune aufzunehmenden Zahl an Flüchtlingen ein, wie 
viele Neuzuwanderer dort bereits aufgenommen wurden und wie viele Asylbewerber 
im Gemeindegebiet leben. Vor dieser Gesetzesnovelle war die Aufnahme für die 
Gemeinden freiwillig. Nach wie vor können sich Schutzberechtigte nach dem Asyl-
verfahren aber auch selbst eine Wohnung suchen.

Für die Ansiedlung und Integration von Schutzberechtigten, die nicht im Erwerbsal-
ter sind, ist das schwedische Migrationsamt Migrationsverket zuständig. Dies sind 
Personen über 64, unbegleitete minderjährige Flüchtlinge und Schutzberechtigte, 
die – etwa wegen dauerhafter Erkrankungen oder Behinderungen – nicht in der 
Lage sind, zu mindestens 25 Prozent an einem Integrationsplan teilzunehmen. 
Flüchtlingen, die im Rahmen des schwedischen Resettlement-Programms aufge-
nommen werden, bekommen schon bei ihrer Ankunft in Schweden eine bestimmte 
Aufnahmegemeinde und eine Wohnung vermittelt. Dafür ist die Migrationsbehörde 
in Zusammenarbeit mit den Gemeinden verantwortlich.
 

Erfolge und Misserfolge

Angesichts des hohen Zuwanderungsniveaus stehen die Integrationspolitik und ech-
te oder vermeintliche Erfolge und Misserfolge häufig im Fokus der medialen und 
politischen Aufmerksamkeit. Genaue Kosten- und Nutzenrechnungen sind aufgrund 
ihrer Komplexität schwer zu erstellen, wohl aber gibt es öffentliche Evaluierungen 
und wissenschaftliche Studien. 

Häufig wird dabei die schleppende Arbeitsmarktintegration von Neuzuwanderern 
thematisiert. Wie ein Bericht der schwedischen Regierungskommission für Migrati-
onsstudien (Delmi) kürzlich aufzeigte, hatten unter allen Einwanderern, die in den 
Jahren 1997 bis 1999 als Flüchtlinge gekommen waren, zwei Jahre nach ihrer 
Ankunft in Schweden nur rund 30 Prozent einen Job. Selbst zehn Jahre nach der 
Einreise waren es nur 65 Prozent.11
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Wegen Erfolglosigkeit wurde 2015 ein früher bestehendes System sogenannter 
„Integrationslotsen“ wieder abgeschafft. Diese Lotsen – Einzelpersonen oder Unter-
nehmen –, wurden vom Staat bezahlt, Neuzuwanderern individuell bei der Jobsuche 
zu helfen. Sie waren aber wenig effektiv und halfen überwiegend bei Alltags- und 
Sprachproblemen. Auch buhlten sie mitunter mit übertriebenen Versprechungen 
oder Geschenken um neue Kunden unter Flüchtlingen, um an staatliche Fördergel-
der zu kommen. Die Aufgabe der Lotsen, bei der Arbeitssuche zu helfen, liegt nun 
wieder bei der Arbeitsagentur.

Für das Haushaltsjahr 2016 plant die Regierung zahlreiche Initiativen zur Verbesse-
rung der Arbeitsmarkteingliederung. So sollen die Qualifikationen von Zuwanderern 
künftig früher und genauer erhoben werden, möglichst schon während der Asylver-
fahren. Für Personen mit Qualifikationen, an denen in Schweden ein Mangel 
besteht, etwa Köche, Ärzte, Gesundheits- und Pflegekräfte, Hotellerie- und Gastro-
nomieberufe, die Baubranche sowie land- und forstwirtschaftliche Tätigkeiten, soll 
es „Schnellspuren“ in den Arbeitsmarkt geben, u. a. durch Praktika, eine schnellere 
Anerkennung ausländischer Abschlüsse und die Möglichkeit, unvollständige Qualifi-
kationen zu komplettieren. Hierzu sollen auch die Hochschulen und Universitäten 
beitragen. Im September 2015 startete die Regierung die Initiative „100-Club”. Grö-
ßere Unternehmen, die sich bereit erklären, mindestens hundert Neuzuwanderer 
einzustellen, sollen demnach gezielte Vermittlungsdienstleistungen der Arbeitsagen-
tur in Anspruch nehmen können. Je nach Bedarf des Unternehmens ermittelt die 
Behörde geeignete Neuzuwanderer, bildet sie berufsbezogen weiter, hilft bei der 
Validierung von Qualifikationen und bezahlt bis zu 80 Prozent ihres Gehalts (bei 
Vollzeitanstellung maximal zwölf Monate, bei Teilzeitanstellungen bis zu 24 Monate).

Außerdem hat man sich im Rahmen der Integrationspolitik das Ziel gesetzt, dass 
Schutzsuchende die aufgrund des hohen Andrangs immer länger werdende Zeit des 
Wartens auf die Entscheidung über ihren Asylantrag sinnvoller nutzen  und schon 
vor einer eventuellen Anerkennung erste Integrationsschritte unternehmen können. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen bekommen mehr Geld vom Staat, um frühzei-
tig Sprachkurse („Schwedisch ab dem ersten Tag“), Freizeitaktivitäten und Begeg-
nungen zwischen Asylbewerbern und Einheimischen organisieren zu können. Auch 
die schwedischen Kommunen, die vor Ort die Integration der Neuankömmlinge 
bewerkstelligen müssen, sollen einen höheren Pauschalbetrag pro Neuankömmling 
vom Staat erhalten. 

Hinzu kommen diverse Bemühungen und Initiativen auf lokaler Ebene. In manchen 
Orten engagieren sich beispielsweise die kommunalen Bibliotheken, die in Schwe-
den, vor allem in kleineren Gemeinden, eine wichtige Rolle als soziale Treffpunkte 
und Weiterbildungsinstitutionen spielen. Unter dem Motto „Miete einen Schweden“ 
vermitteln sie Begegnungen zwischen Neuankömmlingen und Einheimischen, die 
neugierig sind und Flüchtlingen in Alltagsangelegenheiten, bei der Jobsuche und der 
Orientierung in der neuen Gesellschaft, helfen wollen. Daneben sind die Bibliothe-
ken auch deshalb wichtig, weil sie Wörterbücher, Zeitungen und Bücher in den am 
meisten verbreiteten Einwanderersprachen anschaffen und Zugang zu Computern 
und kostenlosem Internet bieten.12

Ein drängendes Problem hat Schweden auf dem Wohnungsmarkt. Während der 
Mangel an günstigen Mietwohnungen in großen Städten schon lange ein Problem 
ist, fehlt es aufgrund der gestiegenen Zuwanderung inzwischen auch in weniger 
dynamischen Gemeinden in abgelegenen Regionen an Wohnraum. Diese Problema-
tik wurde lange verschlafen und wird dadurch verschärft, dass die schwedische Mig-
rationsbehörde normalerweise einfache Wohnungen als Unterkünfte für Asylsuchende 

Frühzeitige Ermittlung 
der Qualifikationen 
zur Vermittlung in 
Mangelberufe

Integrationsschritte 
schon vor der Schutz-
zusage

Konkurrenz auf dem 
Wohnungsmarkt



ANALYSEN & ARGUMENTE  |  SEPTEMBER 2016 |  AUSGABE 217 | 8

anmietet. Diejenigen, denen Schutz gewährt wird, sind verpflichtet, aus den von 
der Behörde zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten wieder auszuziehen. In der 
Praxis benötigen sie aber eine ähnliche Art von Unterkunft auch nach dem Asylver-
fahren. Asylbewerber, Flüchtlinge und andere Gruppen von Neuzuwanderern kon-
kurrieren um ein immer stärker begrenztes Segment des Wohnungsmarktes.13 Im 
selben Segment suchen zudem andere Bevölkerungsgruppen mit begrenzten finan-
ziellen Mitteln – wie Rentner, Studierende und junge Menschen, die nicht mehr im 
Haushalt ihrer Eltern leben. Diese Situation birgt Risiken hinsichtlich der Akzeptanz 
der einheimischen Bevölkerung für Zuwanderung.

Progressiv ist Schweden in Sachen politischer Partizipationsrechte und der Einbür-
gerung. 1975 erhielten in Schweden lebende Ausländer das aktive und passive 
Wahlrecht bei kommunalen und regionalen Wahlen. Migranten aus Nicht-EU-Staaten 
dürfen nach dreijährigem legalen Aufenthalt im Land daran teilnehmen.14 

Wer als Ausländer seinen Wohnsitz seit mindestens fünf Jahren in Schweden hat, 
volljährig ist, sich ausweisen kann, eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis besitzt 
und keine Straftaten begangen hat, kann sich einbürgern lassen. Sprachkenntnisse 
oder spezielle Kenntnisse der Staats- und Gesellschaftsordnung werden nicht ver-
langt. Mit Blick auf die Aufenthaltsdauer gibt es sogar Ausnahmen: Staatenlose Per-
sonen und anerkannte Flüchtlinge können eine Einbürgerung bereits nach drei 
beziehungsweise vier Jahren Aufenthalt beantragen. Doppelte und mehrfache 
Staatsangehörigkeiten sind zugelassen.15

Perspektiven der Migrations- und Integrationspolitik

Im Zuge der stark angestiegenen Asylzuwanderung der letzten Zeit zeigen die 
schwedische Gesellschaft, und insbesondere Behörden wie Migrationsverket, 
Arbetsförmedlingen, die Polizei und die Gemeinden deutliche Überlastungs- und 
Ermüdungserscheinungen. So sind die Laufzeiten der Asylverfahren sehr viel länger 
geworden.16 Auch der Arbeitsagentur fällt es immer schwerer, anerkannten Schutz-
berechtigten zeitnah eine dauerhafte Wohnung zu vermitteln, und für die individuel-
le Integrations- und Jobberatung fehlen Zeit und Personal. Gleichzeitig kommt die 
Polizei nicht mit der Durchsetzung der Ausreisepflicht derjenigen, deren Asylersu-
chen abgelehnt wurde, nach. Die Gemeinden klagen über einen Mangel an Lehrern, 
Kindergärtnern und Sozialarbeitern. 

Mit der im Herbst 2015 eingeleiteten härteren Linie in der Flüchtlingspolitik versucht 
die Regierung, sich selbst und den genannten Akteuren eine „Atempause“ zu ver-
schaffen. Die Zahl der neu registrierten Asylbewerber ging seither drastisch zurück. 
Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Analyse ist jedoch nicht absehbar, was der 
Umschwung für die Integrationspolitik bedeutet. Möglicherweise werden die 
Gemeinden mittelfristig entlastet, auch wenn sie einstweilen genug damit zu tun 
haben, die Neuankömmlinge der vergangenen Jahre zu integrieren. Die Arbeitsbe-
lastung der Migrationsbehörde dürfte eher zunehmen, schließlich kommen aufgrund 
der Befristung der Aufenthaltserlaubnisse für Schutzberechtigte zahlreiche Verlän-
gerungsanträge auf sie zu. Unsicher ist auch, wie mit Personen verfahren wird, die 
künftig anstatt eines Daueraufenthalts nur noch ein befristetes Aufenthaltsrecht für 
dreizehn Monate bekommen, während die Integrationskurse und die begleitenden 
Maßnahmen der Eingliederung in den Arbeitsmarkt regelmäßig zwei Jahre lang lau-
fen. Zudem gibt es Anzeichen dafür, dass Migranten mit unsicheren Aufenthalts-
rechten weniger geneigt sind, gezielt an ihrer Eingliederung mitzuwirken, als 
Zuwanderer mit dauerhafter Bleibeperspektive. Die öffentliche Auseinandersetzung 
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um die Reform der Integrationspolitik wird eher zu- als abnehmen, und Schweden 
könnten zahlreiche Kursänderungen bevorstehen, die zum jetzigen Zeitpunkt, im 
Sommer 2016, noch nicht absehbar sind.

Mögliche Lehren für Deutschland 

Das schwedische Beispiel macht deutlich, dass eine schnelle Arbeitsmarktintegration 
von Neuzuwanderern auch dann nicht garantiert ist, wenn lang erprobte und ver-
lässliche Regelangebote für Integrationsaktivitäten bestehen und vergleichsweise 
viele Ressourcen für die Sprachvermittlung aufgewendet werden. 

Gewisse Hoffnungen ruhen daher auf der erst kürzlich beschlossenen Einführung 
sogenannter „Schnellspuren“ für die Arbeitsmarkteingliederung von Flüchtlingen mit 
Schlüsselqualifikationen. In Deutschland wurden mit einem ähnlichen Angebot, dem 
Projekt „Early Intervention“, positive Erfahrungen gemacht.17 

Verschiedentlich wird in Schweden beobachtet, dass das deutsche Ausbildungs- 
bzw. Lehrlingssystem bei der Integration, insbesondere für junge Flüchtlinge, positi-
ve Wirkungen haben kann. In Schweden fehlen entsprechende Strukturen. Berufs-
praxis muss im Rahmen der gymnasialen Schulbildung (an berufspraktisch 
ausgerichteten Gymnasien) sowie über Praktika, Probeanstellungen und staatlich 
subventionierte „Einstiegsjobs“ gesammelt werden. Es zeichnet sich ab, dass man 
künftig mehr Energie auf lokale und regionale Partnerschaften von Verwaltungen 
und privatem Sektor verwenden wird, die darauf zielen, das Potential der Asylzu-
wanderung für den Arbeitsmarkt zu erschließen. Wenn so dem Fachkräftemangel, 
etwa im Gesundheits- und Pflegebereich, entgegengewirkt würde, und Schutzbe-
rechtigte gleichzeitig schneller eine Arbeitsstelle bekämen, wäre allen Beteiligten 
gedient. Verschiedentlich wurde in Schweden auch thematisiert, dass in anderen 
Ländern aufgrund niedrigerer Mindest- oder Einstiegslöhne mehr „einfache Jobs“ für 
Neuzuwanderer bereitstünden, und dass Schweden daher einen Niedriglohnsektor 
schaffen müsse. Dies ist jedoch politisch stark umstritten. Linke Parteien und die 
Gewerkschaften fürchten Lohndumping und Verdrängungseffekte.

Aufgrund der Zunahme der Dauer von Asylverfahren wird in Schweden verstärkt an 
der Bereitstellung von sozialen, sprachlichen und arbeitspraktischen Angeboten 
während des Asylverfahrens gearbeitet. Damit ist die Hoffnung verbunden, dass 
sich Asylbewerber nach der Anerkennung schneller integrieren und dass von Warte-
zeiten und notgedrungener Passivität verursachte psychische Belastungen der 
Betroffenen reduziert werden können. Eine wichtige Rolle spielen auch kostenlose 
öffentliche Bildungs- und Freizeitangebote, etwa die Nutzung kommunaler Biblio-
theken.

Insgesamt ist festzustellen, dass Schweden in der Integrationspolitik auch durch 
Pragmatismus auffällt. Es wurden über die Jahre eine Vielzahl von Maßnahmen und 
Initiativen ausprobiert – und mitunter auch wieder verworfen, wenn sie sich nicht 
bewährten. Dies gilt unter anderem für die genannten Integrationslotsen. 

Wie sich die im Herbst 2015 von der Regierung eingeleitete restriktivere Flücht-
lingspolitik auf die Integration von Neuzuwanderern auswirken wird, ist noch nicht 
sicher. Für eine gelingende Integration ist es wichtig, dass Migranten nicht über län-
gere Zeiträume hinweg über ihre Bleibeperspektive im Unklaren gelassen werden. 
Die neu eingeführte Befristung von Aufenthaltstiteln dürfte daher integrationspolitisch 
kontraproduktiv sein. Auch die Auswirkungen einer Einschränkung des Familiennach-
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zugsrechts sind kritisch zu beurteilen. Familien, die auf unbestimmte Zeit gegen 
ihren Willen auseinandergerissen sind, dürfte die Eingliederung schwerer fallen als 
Personen, deren Familieneinheit gewährleistet ist. Emotional ist auch die Perspekti-
ve eines baldigen Erwerbs der Staatsbürgerschaft wichtig – hier hat Schweden eine 
außergewöhnlich liberale Herangehensweise, wenngleich sich die Stimmen mehren, 
die nach Einschränkungen rufen.
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